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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Annette 
Karl, Natascha Kohnen, Andreas Lotte, Bernhard 
Roos, Horst Arnold, Inge Aures, Volkmar Halbleib, 
Dr. Simone Strohmayr, Margit Wild, Kathi Petersen 
und Fraktion (SPD) 

Arbeitsplatzverluste bei Siemens vermeiden – 
neue Perspektiven für Standorte und Beschäftigte 
schaffen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag missbilligt den angekündigten Abbau von 
7.000 Arbeitsplätzen des Siemens-Konzerns in der 
Kraftwerks- und Antriebstechnik nach einem Konzern-
gewinn von 6 Mrd. Euro. 

Er fordert ein klares Bekenntnis des Unternehmens 
zum Standort Bayern und zum Standort Deutschland. 

Er fordert das Unternehmen auf, sich seiner sozialen 
Verantwortung für die betroffenen Beschäftigten und 
deren Familien an den einzelnen Standorten zu stel-
len, einen konstruktiven Dialog mit den Arbeitnehmer-
vertretern zu führen, möglichst viele Arbeitsplätze zu 
erhalten und an den betroffenen Standorten Perspek-
tiven mit neuen Produkten aufzuzeigen. 

Er fordert das Unternehmen auf, sich dem Gemein-
wohlprinzip, wie es in der Verfassung verankert ist, zu 
verpflichten, die vor zehn Jahren geschlossene Ver-
einbarung zur Standort- und Beschäftigungssicherung 
ohne Einschränkung einzuhalten und lehnt die ange-
botenen „Freiwilligenprogramme“ ab. 

Er erklärt sich solidarisch mit der Belegschaft und teilt 
die Sorgen und Ängste der Mitarbeiter und unterstützt 
die Suche nach bestmöglichen Lösungen aller Verant-
wortlichen auf allen Handlungsebenen. 

Er fordert vom Management des Konzerns eine klare 
Bestätigung ihrer Aussage, dass sie „mit großer Sorg-
falt und Respekt an die Lösung des Strukturwandels 
in der fossilen Energieerzeugung heran gehen.“ 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten alle denkbaren politischen Maß-
nahmen auszuloten und entsprechende Aktivitäten zu 
ergreifen, um den Stellenabbau bei Siemens zu ver-
hindern. 

Dazu soll die Staatsregierung proaktiv und intensiv mit 
dem Unternehmen in Dialog treten, sich vehement für 
den Erhalt der Arbeitsplätze einsetzen, gemeinsam 
mit den Unternehmen nach langfristigen Lösungen 
suchen und mit anderen Akteuren Alternativen zum 
Stellenabbau darlegen. 

Über die Ergebnisse dieses Engagements soll im 
Landtag baldmöglichst berichtet werden. 

 

 

Begründung: 

Der angekündigte massenhafte Abbau von Arbeits-
plätzen bei Siemens in Deutschland ist nicht akzepta-
bel. Er zeigt kein Verhalten eines verantwortungsbe-
wussten Managements. 

Da sich das Unternehmen auch in zurückliegenden 
Krisenzeiten auf die Belegschaft verlassen konnte, ist 
es nicht hinnehmbar, dass jetzt bei einem Gewinn von 
mehr als 6 Mrd. Euro eine kurzfristige Rendite offen-
bar mehr zählt, als eine verantwortungsbewusste 
Standortpolitik. 

Es kann nicht sein, dass bei Siemens das Prinzip 
„mehr Verantwortung für Aktionäre als für Standorte“ 
Einzug hält. 

Das Management des Konzerns hat viel zu lange an 
der alten Energiewelt festgehalten, und versucht mit 
diesem personalpolitischen Kahlschlag offenbar seine 
Managementfehler zu korrigieren. 

Die drohenden Massenentlassungen bei diesem tradi-
tionsreichen Unternehmen widersprechen der Ge-
meinwohlverpflichtung, wie sie im Art. 151 der Verfas-
sung verankert ist, in höchstem Maße. 

Das Vertrauen, von dem die Belegschaft mit der vor 
zehn Jahren geschlossenen Standort- und Beschäfti-
gungssicherungsvereinbarung ausgehen konnte, 
droht zerschlagen zu werden und schadet dem Wirt-
schafts- und Industriestandort Bayern und Deutsch-
land. Der Arbeitsplatzabbau wäre katastrophal für die 
Beschäftigten, ebenso für die betroffenen Regionen. 

Statt eines weiteren Kahlschlags, bei dem die „Marge 
vor den Menschen“ steht, sind Perspektiven für die 
Beschäftigten und die betroffenen Regionen zu entwi-
ckeln. 



Die fünf Minuten sind um. Ich schließe die Abstim-
mung. Die Stimmen werden ausgezählt. Wir sind sehr 
dankbar, wenn noch einige mit uns hierbleiben. – Das 
Ergebnis der namentlichen Abstimmung zum Dring-
lichkeitsantrag der GRÜNEN betreffend "Schwange-
ren den Zugang zu sachlichen Informationen über 
Möglichkeiten zum Schwangerschaftsabbruch ermög-
lichen!", Drucksache 17/1942, steht fest. Mit Ja haben 
35 Abgeordnete gestimmt, mit Nein haben 80 ge-
stimmt. Es gab 4 Stimmenthaltungen. Damit ist dieser 
Dringlichkeitsantrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/19494 mit 17/19498 werden in die zuständi-
gen federführenden Ausschüsse verwiesen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, damit darf ich für 
heute die Sitzung schließen. Vielen herzlichen Dank. 
Kommen Sie gut nach Hause. Bis nächste Woche. 
Danke schön.

(Schluss: 17.41 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau 
und Verkehr, Energie und Technologie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Annette Karl, Natascha Kohnen u.a. und Fraktion (SPD) 
Drs. 17/19494 

Arbeitsplatzverluste bei Siemens vermeiden - neue Perspektiven 
für Standorte und Beschäftigte schaffen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Bernhard Roos 
Mitberichterstatter: Dr. Otmar Bernhard 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Wirtschaft 
und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und 
Technologie federführend zugewiesen. Weitere Ausschüsse 
haben sich mit dem Dringlichkeitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 77. Sitzung am 1. Februar 2018 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Erwin Huber 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Annette Karl, Natascha Kohnen, Andreas Lotte, Bernhard Roos, 
Horst Arnold, Inge Aures, Volkmar Halbleib, Dr. Simone Stroh-
mayr, Margit Wild, Kathi Petersen und Fraktion (SPD) 

Drs. 17/19494, 17/21081 

Arbeitsplatzverluste bei Siemens vermeiden – neue Perspektiven 
für Standorte und Beschäftigte schaffen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, vorab einige Informationen dazu: Die Lis-

tennummer 38 ist von der Abstimmung ausgenommen. Dies ist der Antrag der Abge-

ordneten Aiwanger, Streibl, Prof. Dr. Piazolo und Fraktion (FREIE WÄHLER) betref-

fend "Kritische Prüfung der Südwest-Umgehung Olching" auf Drucksache 17/19285. 

Er soll auf Wunsch der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einzeln beraten werden. 

Der Aufruf würde am Ende der Tagesordnung erfolgen.

Des Weiteren möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass der Ausschuss für Bundes- 

und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen in seiner Sitzung am 

Dienstag die unter der Nummer 3 aufgeführte Subsidiaritätsangelegenheit betreffend 

die "Bewertung von Gesundheitstechnologien" auf der Drucksache 17/21174 beraten 

und einstimmig empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, bei den Beratungen 

im Bundesrat auf Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass 

diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bundesrats finden. Die Beschluss-

empfehlung ist der Liste beigefügt.

Die unter den Nummern 4 bis 6 aufgeführten öffentlichen Konsultationsverfahren auf 

den Drucksachen 17/20592 bis 20594 wurden diese Woche ebenfalls im Ausschuss 

endberaten. Die Ausschüsse haben auch hier einstimmig empfohlen, zu den Konsulta-

tionsverfahren eine Stellungnahme abzugeben. Im Einzelnen verweise ich auf die der 

Abstimmliste beigefügten Beschlussempfehlungen der Ausschüsse.

(...)

Protokollauszug
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Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Wir kommen damit zur Abstimmung über die 

Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der 

Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CSU, SPD, 

FREIEN WÄHLERN und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke schön. Gibt es Gegen-

stimmen? – Keine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
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